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Ernennung mehrerer Beistände
Sachverhalt

Ich erhielt die Anfrage einer Familie, ob es möglich sei, dass sich mehrere Personen in eine Beistandschaft teilen. Es geht um die Betreuung eines behinderten Familienmitgliedes, das durch einen Bruder und zwei Schwestern betreut werden soll. Die zu betreuende Person ist mündig.

Fragen:

· Können grundsätzlich für eine betreuungsbedürftige Person mehrere Beistände ernannt werden? 
· Wenn ja, nach welcher gesetzlichen Massnahme wird dies verfügt und müssen in diesem Fall die Aufträge genau definiert sein, sind alle Beistände rechenschaftspflichtig durch Rechnungslegung, Berichte oder Anträge? 
· Wenn nein, was ich für wahrscheinlicher halte, ist es richtig, dass ein Beistand Teilaufträge aus seinen Pflichten ohne Genehmigung durch die Behörde delegieren kann und ihm darüber „lediglich“ die Kontrolle obliegt und er allein rechenschaftspflichtig bleibt! 
· Sollten Delegationen möglich sein, können diese unabhängig der Art gesetzlichen Massnahme vorgenommen werden? 
· Was gibt es rechtlich sonst noch zu beachten, wenn sich mehrere Personen um eine beeinträchtigte Person kümmern wollen? 
Erwägungen

1. Gemäss Art. 379 Abs. 2 und 3 in Verbindung mit Art. 367 Abs. 3 ZGB können bei besonderen Umständen mehrere Personen gewählt werden, die das Amt gemeinsam oder auf Grund einer amtlichen Ausscheidung der Befugnisse führen. Wenn sie das Amt gemeinsam führen sollen, müssen alle damit einverstanden sein, während eine Ausscheidung der einzelnen Befugnisse ohne Einverständnis der Einzelbeistände erfolgen kann.

2. Die Problematik mehrerer Beistände kann darin bestehen, dass sich einzelne Befugnisse nicht immer streng von einander abgrenzen lassen und dadurch die Haftung unklar wird (Josef Bockstaller, Die mehrfache Vormundschaft, Diss. Freiburg 1978 S. 103). Zwar kann man theoretisch beispielsweise persönliche Betreuung von der Vermögens- und Einkommensverwaltung trennen (BSK ZGB I-Häfeli, N. 28 zu Art. 379), weil persönliche Betreuung aber in aller Regel mit Kosten verbunden ist und sich diesbezüglich Grundsatzfragen über Ausmass und Standards stellen können, bestehen nicht abgrenzbare Überlappungsbereiche, Verzahnungen und Scharnierstellen. Lösungen mit gemeinschaftlichen Beiständen sind deshalb eher nicht in Betracht zu ziehen.

3. Ihre Frage lassen sich damit wie folgt beantworten

a. Können grundsätzlich für eine betreuungsbedürftige Person mehrere Beistände ernannt werden? 
Ja. 


b. Wenn ja, nach welcher gesetzlichen Massnahme wird dies verfügt und müssen in diesem Fall die Aufträge genau definiert sein, sind alle Beistände rechenschaftspflichtig durch Rechnungslegung, Berichte oder Anträge? 
Die gesetzliche Grundlage ist in Art. 379 Abs. 2 und 3 in Verbindung mit Art. 367 Abs. 3 ZGB zu finden. Es sind beide Varianten möglich: Gemeinschaftliche Führung und Führung nach ausgeschiedenen Bereichen. Wird das Mandat gemeinschaftlich geführt, müssen sich die Beteiligten darüber einig werden, wer diese „Gemeinschaft“ gegenüber der Vormundschaftsbehörde vertritt und ihr gegenüber beispielsweise die nötigen Mitwirkung einfordert (z.B. Art. 398 ZGB), Anträge stellt (z.B. Art. 421 ZGB) und Rechenschaftsbericht beziehungsweise Rechnung ablegt. Dieser Repräsentant ist allerdings darauf angeiwesen, dass bei ihm alle nötigen Informationen seitens der andern Beteiligten eintreffen, er ist also auf eine lückenlose und reibungslose Kommunikation und Information angewiesen, welche ihm die Berichts- und Rechnungslegung und die Wahrung der Verantwortlichkeit ermöglicht.

Bei getrennten Befugnissen ist jeder in seinem Bereich berichts-, beziehungsweise rechnungspflichtig. Weil aber viele Überlappungsbereiche, Verzahnungen und Scharnierstellen bestehen, bedürfen auch diese mehreren Mandatsträger eines guten Managements ihrer Aktivitäten.


c. Wenn nein, was ich für wahrscheinlicher halte, ist es richtig, dass ein Beistand Teilaufträge aus seinen Pflichten ohne Genehmigung durch die Behörde delegieren kann und ihm darüber „lediglich“ die Kontrolle obliegt und er allein rechenschaftspflichtig bleibt! 
Ein Beistand kann einzelne seiner Aufgaben delegieren und haftet für die richtige Auswahl und Instruktion der Beauftragten (Art. 399 OR). Im Vordergrund stehen diesbezüglich Dienstleistungen der Spitex, von Heimen, Pflegefamilien und Liegenschaftsverwaltern. Zur Rechenschaftspflicht ist der Beistand alleine verantwortlich, er wird diese in der Regel aber auf Berichte der Beauftragten abstellen. 


d. Sollten Delegationen möglich sein, können diese unabhängig der Art gesetzlichen Massnahme vorgenommen werden? 
Zumindest ist dies möglich bei der Vormundschaft und der Beistandschaft. Bei der Mitwirkungsbeiratschaft ist dies schwer vorstellbar, dass eine Massnahme, wenn sie von Mehreren beführt würde, so als geeignet erscheint. Die Verwaltungsbeiratschaft ist vorstellbar, wenn ein sehr grosses und vielgestaltiges Vermögen  (Geschäfte, Fabriken, Immobilien etc) zu bewirtschaften ist. Für die Erziehungsbeistandschaft scheinen mehrere Mandatsträger ebenfalls die Eignung der Massnahme in Frage zu stellen. 

e. Was gibt es rechtlich sonst noch zu beachten, wenn sich mehrere Personen um eine beeinträchtigte Person kümmern wollen? 
Es wird strittig, nach welchen Regeln zu entscheiden ist, wenn sich mehrere gemeinsam handelnde Mandatsträger nicht einig sind: Wird dann ein Mehrheitsentscheid gefällt, oder muss die VB intervenieren, weil Einstimmigkeit vorausgesetzt werden muss? Diese Frage beantwortet das Gesetz nicht. Deshalb tendenziell: Hände weg!
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz,  20. November 2009
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